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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.09.2019 

Geschäftszahl 

Ra 2019/14/0434 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Präsident Dr. Thienel, den Hofrat Mag. Eder und 
die Hofrätin Mag. Schindler als Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin Mag. Schweinzer, in der 
Revisionssache der A B C, vertreten durch Mag. Dr. Helmut Blum, Rechtsanwalt in 4020 Linz, 
Mozartstraße 11/6, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 19. Februar 2019, L527 2170861- 
1/16E, betreffend Angelegenheiten nach dem AsylG 2005 und dem FPG (belangte Behörde vor dem 
Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung 

1     Die Revisionswerberin, eine Staatsangehörige des Iran, stellte am 23. Jänner 2015 einen Antrag auf 
internationalen Schutz. 

2     Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl wies diesen Antrag mit Bescheid vom 31. August 2017 sowohl 
hinsichtlich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten als auch hinsichtlich der Zuerkennung des Status 
der subsidiär Schutzberechtigten ab, erteilte keinen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen, 
erließ gegen die Revisionswerberin eine Rückkehrentscheidung und stellte fest, dass ihre Abschiebung in den 
Iran zulässig sei. Die Frist für die freiwillige Ausreise setzte die Behörde mit 14 Tagen ab Rechtskraft der 
Rückkehrentscheidung fest. 

3     Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht die von der Revisionswerberin 
dagegen erhobene Beschwerde nach Durchführung einer Verhandlung als unbegründet ab sowie in Bezug auf 
einen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels "gemäß § 55 und § 56 AsylG 2005" als unzulässig zurück. 
Unter einem sprach das Verwaltungsgericht aus, dass die Erhebung einer Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG 
nicht zulässig sei. 

4     Mit Beschluss vom 11. Juni 2019, E 1182/2019-8, lehnte der Verfassungsgerichtshof die Behandlung der 
gegen dieses Erkenntnis an ihn erhobenen Beschwerde ab und trat sie dem Verwaltungsgerichtshof zur 
Entscheidung ab. 

5     In der Folge wurde die gegenständliche Revision eingebracht. 6     Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, 
der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der 
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

7     Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Art. 133 
Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in 

nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 8     Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der 
Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den 
Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die Zulässigkeit einer 

außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür 
in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 9     In der Revision wird zu ihrer 
Zulässigkeit vorgebracht, es fehle in der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes an klaren Richtlinien, 
anhand derer die Überprüfung, ob ein Glaubenswechsel aus innerer Überzeugung erfolgt sei, verlässlich 
vorgenommen werden könne. Insbesondere fehle Rechtsprechung zu der Frage, wie vorzugehen sei, wenn 
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Vertreter und "Protagonisten" der neuen Glaubensgemeinschaft bestätigten, dass der Glaubenswechsel aus 
innerer Überzeugung erfolgt sei. 

10     Gemäß dem nach § 17 VwGVG auch im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten anzuwendenden 
§ 45 AVG bedürfen Tatsachen, die bei der Behörde offenkundig sind, und solche, für deren Vorhandensein das 
Gesetz eine Vermutung aufstellt, keines Beweises (§ 45 Abs. 1 AVG). Im Übrigen hat die Behörde unter 
sorgfältiger Berücksichtigung der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens nach freier Überzeugung zu beurteilen, 
ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht (§ 45 Abs. 2 AVG). 

11     Der mit § 45 Abs. 2 AVG normierte Grundsatz der freien Beweiswürdigung bedeutet, dass die Behörde bei 
der Beweiswürdigung nicht an feste Beweisregeln gebunden ist, sondern den Wert der aufgenommenen Beweise 
nach bestem Wissen und Gewissen nach deren innerem Wahrheitsgehalt zu beurteilen hat 
(vgl. Hengstschläger/Leeb , AVG, § 45, Rn. 8, mit zahlreichen Nachweisen aus der Rechtsprechung). 

12     Mit ihrem Vorbringen bezweckt die Revisionswerberin - was sie aber erst in den Revisionsgründen 
offenlegt - in Wahrheit allerdings ohnedies nicht, die bisherige zu § 45 AVG ergangene Rechtsprechung in Frage 
zu stellen, sondern die beweiswürdigenden Erwägungen des Bundesverwaltungsgerichts zu bekämpfen. 13     
Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist dieser als Rechtsinstanz tätig und im 
Allgemeinen nicht zur Überprüfung der Beweiswürdigung im Einzelfall berufen. Im Zusammenhang mit der 
Beweiswürdigung liegt eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung nur dann vor, wenn das 
Verwaltungsgericht die Beweiswürdigung in einer die Rechtssicherheit beeinträchtigenden, unvertretbaren 
Weise vorgenommen hat (vgl. aus der ständigen Rechtsprechung etwa VwGH 12.8.2019, Ra 2018/14/0317, 
mwN). Dass dies hier der Fall wäre, wird in der Revision nicht aufgezeigt. 

14     Auf jenes - allerdings völlig unsubstantiiert gebliebene - Vorbringen, das nur in Revisionsgründen 
angesprochen wird und sich der Sache nach auf die im Rahmen der Erlassung der Rückkehrentscheidung 
vorgenommene Interessenabwägung nach § 9 BFA-Verfahrensgesetz bezieht, war bei der Beurteilung, ob sich 
die Revision im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG als zulässig darstellt, schon zufolge § 34 Abs. 1a VwGG nicht 
weiter einzugehen. 15     In der Revision werden sohin keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn des 
Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG 
ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung zurückzuweisen. 

Wien, am 17. September 2019 
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